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Die Ampel hält Wort: Haushaltsausschuss unterstützt 

Sierksdorf und beschließt als „Akzeptanzlösung“ 9,9 Mio. 

Euro für übergesetzlichen Lärmschutz– „Billigvariante“ der 

Bahn wird abgelehnt!  

(als Anlage finden Sie ein Foto der Haushaltsausschussmitglieder der „Ampel“ 

zur freien Verfügung sowie den Maßgabebeschluss vom Deutschen Bundestag) 

Der Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages hat in seiner heutigen 

Sitzung am 21. Juni unter TOP 17 einen für die Gemeinde Sierksdorf enorm 

wichtigen Beschluss gefasst und – entgegen dem Votum der Deutschen 

Bahn – 9,9 Mio. Euro für Mehrkosten für übergesetzlichen Lärmschutz an 

der Güterschwerverkehrstrasse in Sierksdorf bewilligt. Damit hat der 

Haushaltsausschuss auf Initiative von SPD, Grünen und FDP die am 24. Mai 

einstimmig von der Gemeindevertretung Sierksdorf beschlossene „Variante 

3“ als neue „Akzeptanzlösung“ bewilligt, und gleichzeitig die von der Bahn 

favorisierte 2,6-Mio.-Euro- „Variante 2“ für das Planfeststellungsverfahren 

ebenso deutlich abgelehnt.  

Bettina Hagedorn: „Am 29. März 2023 hatte der Haushaltsausschuss der 

Deutschen Bahn den Auftrag erteilt, gemeinsam mit der Gemeinde 

Sierksdorf noch im April eine neue ‚Akzeptanzlösung‘ für 

übergesetzlichem Lärmschutz zum Wohle der Gemeinde Sierksdorf im 

Umfang von maximal 23,9 Mio. Euro auszuhandeln, da die ursprünglich 

auf Vorschlag der DB vom Deutschen Bundestag im Juli 2020 

beschlossene Tieferlegung der Bahntrasse von 10,5 m 

Grundwasserschichten gefährden und 66 Mio. Euro Mehrkosten 

verursachen würde. Obwohl der Haushaltsausschuss jetzt also 1 : 1 

dem Votum der Gemeinde Sierksdorf gefolgt ist und für die favorisierte 

„Variante 3“ Mehrkosten von 9,9 Mio. Euro für mehr Lärmschutz 

beschlossen hat, ‚spart‘ die DB in Wahrheit über 55 Mio. Euro dadurch, 
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dass das Gleis in diesem Streckenabschnitt nun nicht tiefer gelegt wird. 

Insofern hat die Gemeinde Sierksdorf sich einstimmig am 24. Mai sehr 

pragmatisch für eine Lösung entscheiden, die den Anwohnern 

bestmöglichen Lärmschutz garantiert und die es darum auch verdient 

hat, vom Haushaltsausschuss unterstützt zu werden. Fassungslos hat 

uns Abgeordnete der ‚Ampel‘ gemacht, dass die Deutsche Bahn allen 

Ernstes eine, ‚Billiglösung‘ für 2,6 Mio. Euro im Haushaltsausschuss 

herbeiführen wollte, die zu 100 Prozent den einstimmigen 

Gemeindevertreterbeschluss missachtet hätte – so darf man nicht mit 

ehrenamtlich Engagierten umgehen, die sich seit 12 Jahren im 

Dialogforum konstruktiv für die Interessen der Menschen in der Region 

einsetzen! Insofern war es folgerichtig, dass die ‚Ampel‘-Haushälter 

heute den Vorschlag der Deutschen Bahn rigoros abgelehnt haben.“ 

Hinweis: Im Beschluss des Haushaltsausschusses ist 1 : 1 aus dem 

Beschluss der Gemeindevertretung vom 24. Mai übernommen, dass (Zitat) 

„sollte sich im Planfeststellungsverfahren eine Realisierbarkeit der Variante 

3 als nicht durchsetzbar erweisen, zumindest die Variante 2 zur Umsetzung 

gelangen soll“.  

Hagedorn: „Mit dem heutigen Beschluss unterstreicht der 

Haushaltsausschuss, dass uns der übergesetzliche Lärmschutz und 

vor allem die Akzeptanz vor Ort im Dialog mit der Gemeinde Sierksdorf 

wichtige Anliegen sind, wenn es um ein so umstrittenes Infrastruktur-

Großprojekt wie den Neubau einer Güterschwerverkehrstrasse geht. 

Wir wollen, dass es ‚belohnt‘ wird, wenn man sich - wie die Sierksdorfer 

Kommunalpolitiker – seit über zehn Jahren ehrenamtlich und 

konstruktiv im Dialogforum im Sinne der Bedürfnisse der Menschen in 

vor Ort eingesetzt hat! Im Haushaltsausschuss haben wir mit SPD, 

Grünen und FDP heute bewiesen, dass uns die Glaubwürdigkeit von 

Zusagen zum Lärmschutz in der Region wichtiger ist als offenbar der 

Deutschen Bahn, woraus die hoffentlich für ihren Auftritt vor Ort lernt - 

große Schienenprojekte können erfolgreich nur im Einvernehmen mit 

den betroffenen Kommunen umgesetzt werden und nicht gegen sie! 

Dies sollte die Deutsche Bahn künftig bedenken, dass sie Vertrauen 

verliert, wenn sie die betroffenen Menschen in der Region übergeht. 

Durch ein solches Vorgehen werden unnötigerweise Klageverfahren 

provoziert, anstatt Planungsbeschleunigung zu erreichen.“ 


